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VON DER UNTERBRINGUNG ÜBER 
ANGEMESSENHEIT ZUM SCHUTZ 
DER UNTERKUNFT

Prolog von Amila Širbegović

 
Looking1

We know it.

From the way they talk to us, 
From the way they make us wait.

From the way they say, 
We’ve got nothing in your budget, 

Though we saw something in our budget on the website.

From the way they ask, 
What kind of food do you cook? 
What do you cook your food in?

From the way they tell us, 
The landlord will make the decision.

We will be good tenants. 
We will be very careful, make no mistakes, 

because we are walking towards our Permanent Residence.

But we know we will not get this house.

(S. Nisha, 2021)

1	  Aus dem Buch More than a Roof, das die Themen Nostalgie, Wut, Zufriedenheit, Sehnsucht, Angst 
und vieles mehr aufgreift. Das Buch erzählt über das gesamte Spektrum von Menschen ohne Zuhause, von 
Menschen in Notunterkünften, in Wohnwagen, in Autos, auf Booten, in Mietobjekten oder in ihren eigenen 
Häusern (Jansen, 2021).
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Um ein gemeinsames Verständnis für das Thema „leistbares Wohnen“ zu  
haben, ist es notwendig, disziplinübergreifend zu denken und die Bemes-
sungswerkzeuge der Leistbarkeit offen und neu zu diskutieren. Es geht nicht 
nur darum, ob Wohnen für alle leistbar ist, sondern auch darum, welche Quali-
täten leistbare Wohnungen haben. Wohnen als ein Menschenrecht darf nicht 
getrennt von der Leistbarkeit von gutem Wohnen betrachtet werden.

Leistbar darf niemals als nur günstig oder billig verstanden werden. 
Schon im Jahr 1948, als die UN-Menschenrechtserklärung der Generals-
versammlung veröffentlicht wurde, wurde im Artikel 25 (Vereinte Nationen, 
1948) mit dem „Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Fami-
lie Gesundheit und Wohl gewährleistet“, neben Nahrung, Kleidung, ärztlicher 
Versorgung und notwendigen sozialen Leistungen ebenfalls Wohnung dazu 
aufgenommen. Daraufhin hat es 18 Jahre gedauert, bis der UN-Sozialpakt 
von der UN-Generalsversammlung einstimmig 1966 verabschiedet wurde  
und weitere zehn Jahre bis zum Inkrafttreten dieses wichtigen Paktes. Im 
Artikel 11 Absatz 1 des UN-Sozialpaktes ist diesmal die Unterbringung2 Teil 
„eines angemessenen Lebensstandards, zusammen mit ausreichender Er-
nährung und Bekleidung“. Das Deutsche Institut für Menschenrechte (o. J.) 
geht hier weiter und definiert die Angemessenheit aus dem UN-Sozialpakt mit 
sieben Kriterien: 

	- „gesetzlicher Schutz der Unterkunft (zum Beispiel durch einen  
Mietvertrag),

	- Verfügbarkeit von Diensten (unter anderem Trinkwasser, Energie 
zum Kochen, Heizen und Beleuchten),

	- Bezahlbarkeit des Wohnraums,
	- Bewohnbarkeit der Räume (unter anderem Schutz vor Kälte, Hitze, 

Regen, Wind),
	- diskriminierungsfreier Zugang zu Wohnraum,
	- geeigneter Standort (zum Beispiel Nähe zu Gesundheitsdiensten, 

Schulen usw.) und
	- kulturelle Angemessenheit (zum Beispiel bestimmte Baumateriali-

en oder Raumaufteilungen)“.

Wenn wir Leistbarkeit und Wohnen als ein Menschenrecht zusammenbringen 
wollen, machen diese Kriterien deutlich, dass es neben den monatlichen Kos-
ten und der Einkommenshöhe der Haushalte auch um folgende Fragen geht: 

1. 	 Welchen Mietvertrag bietet die Wohnung, die ich mir leisten kann? 
Befristet, unbefristet, Hauptmiete, Untermiete, Genossenschaft etc. 
und welche (Un-)Sicherheiten habe ich dadurch?

2. 	 Womit wird die Wohnung, die ich mir leisten kann, geheizt? Entste-
hen durch niedrige Energiestandards höhere Wohnkosten?

3. 	 Wie ist der bauliche Zustand der leistbaren Wohnung? Ist diese 
feucht und dunkel, gibt es Schimmel an den Wänden, ist die Woh-
nung sanierungsbedürftig, wie sieht es mit der Überhitzung aus?

2	 „(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden Menschen auf einen angemessenen Le-
bensstandard für sich und seine Familie an, einschließlich ausreichender Ernährung, Bekleidung und Unter-
bringung, sowie auf eine stetige Verbesserung der Lebensbedingungen. Die Vertragsstaaten unternehmen 
geeignete Schritte, um die Verwirklichung dieses Rechts zu gewährleisten, und erkennen zu diesem Zweck 
die entscheidende Bedeutung einer internationalen, auf freier Zustimmung beruhenden Zusammenarbeit an.“ 
(UN-Sozialpakt, o. J.) 
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4. 	 Welche leistbaren Wohnungen stehen ohne zusätzliche Hürden, 
wie z. B. durchgehender Hauptwohnsitz, Aufenthaltstitel oder die 
Komplexität des Wohnbausystems und/oder der Vergabe, allen 
Menschen (mit EU-Staatsbürgerschaft und ohne) zur Verfügung? 

5. 	 In welcher Lage in der Stadt oder in der Ortschaft befindet sich die 
leistbare Wohnung, wie ist die Infrastruktur in der Umgebung, wie 
lange muss ich in die Arbeit und die Kinder in die Schule fahren?

Neben zahlreichen Akteuren auf dem Wohnungsmarkt in Wien sind es die  
Gemeinnützige Bauvereinigung (GBV) und die Kammer für Arbeiter und An-
gestellte, die Leistbarkeit im Wohnen vor allem in Zusammenhang mit den 
oben erwähnten Kriterien (siehe Deutsches Institut für Menschrechte) ver-
stehen. Das Zusammendenken von Wohnstandards und -rechten, Zugäng-
lichkeit und Leistbarkeit ist historisch eng mit der Wohnbaupolitik in Wien und 
Österreich verbunden. Dieses Verständnis von Wohnen als Menschenrecht 
und Leistbarkeit sind durch die Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt und in 
der Wohnungsproduktion im letzten Jahrzehnt stark gefährdet, wie Thomas 
Ritt und Mara Verlič von der Arbeiterkammer in ihrem Beitrag „Wohnbauboom 
oder: Was hat uns so ruiniert?“ detailliert darstellen. Sie erklären, welche Fol-
gen es hat, wenn der Wohnungsmarkt zum Anlagemarkt und der Wohnbau-
boom zum Betongoldboom wird. Somit nehmen mit steigenden Wohnkosten 
auch die Leistbarkeit, die Wohnqualität und auch die Rechtssicherheit ab.

Ritt und Verlič stellen das Wohnen als allgemeines Menschenrecht 
dem Wohnen als Anlage- und Finanzprodukt gegenüber, also das geförderte, 
gemeinnützige und kommunale Wohnen gegenüber den frei finanzierten pro-
fitorientierten Wohnprojekten. Seit 2008 ist es zu einer Umkehr des Verhält-
nisses der errichteten Wohnhäuser gekommen, es werden mittlerweile zwei 
Drittel der Wohnungen in Wien im frei finanzierten Sektor gebaut. Ritt und 
Verlič weisen auf die Gefahren dieser Entwicklungen hin: So ist beispielswei-
se durch die hohen Grundstückskosten der Spielraum der gemeinnützigen 
Bauträger kleiner geworden, was wieder dazu führt, dass sie weniger leist-
bare Wohnungen errichten können. Das Spannende ist hier, dass die Argu-
mentation der neoklassischen Wirtschaftstheorie ebenfalls nicht greift und die 
Preise durch das Überangebot nicht sinken, im Gegenteil noch mehr steigen 
und damit massive Leistbarkeitsprobleme verursachen. Ritt und Verlič emp-
fehlen fünf Maßnahmen für eine gerechte Wohnraumproduktion, die auf viel-
fältigen Ebenen der Stadt- und vor allem der Bundesebene möglich sind, zur 
Verbesserung am Wohnungsmarkt führen und somit ein gerechteres Wohnen 
für alle sichern könnten. 

Im zweiten Beitrag „Mangelware leistbarer Wohnraum? Die Rolle von 
gemeinnützigen Bauvereinigungen“ weist Gerald Kössl, wohnwirtschaftlicher 
Referent im Österreichischen Verband gemeinnütziger Bauvereinigungen, 
darauf hin, dass die Frage nach leistbarem Wohnen nicht erst durch die mul-
tiplen Krisen der Gegenwart in den Vordergrund gerückt, sondern schon seit 
der Immobilien- und Wirtschaftskrise 2007/08 dringend geworden ist. Speziell 
in Wien schwindet leistbares Wohnen im Altbau-Segment auf dem privaten 
Markt. Aber wer kann überhaupt leistbaren Wohnraum zur Verfügung stellen? 
Hier sieht Kössl die gemeinnützigen Bauvereinigungen als Akteure des drit-
ten Sektors, die durch die Grundprinzipien der Wohnungsgemeinnützigkeit  
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(Kostendeckung, Gewinnbeschränkung, Vermögensbindung, personelle Ein-
schränkung, begrenzter Geschäftskreis und die Revisionspflicht) leistbaren 
Wohnraum mit allen Kriterien des UN-Sozialpaktes erschaffen können. Somit 
steht Wohnen als Menschenrecht im Vordergrund und verdrängt das Wohnen 
als Ware und Spekulation in den Hintergrund. Das ist vor allem deswegen 
wichtig, weil die Betroffenheit der Haushalte unterschiedlich ist und die Wohn-
kosten schneller als die Einkommen steigen. Kössl geht in seinem Beitrag 
ebenfalls auf die ökonomischen Wirkungen der gemeinnützigen Bauträger 
ein, die durch höhere Leistbarkeit eine Ersparnis für die Mieter:innen bedeu-
ten. Somit steht den Haushalten mehr Geld für andere Lebensbereiche zur 
Verfügung, womit sie auch eine kaufkraftsteigende Wirkung haben.

Die Entwicklungen auf dem privaten Wohnungsmarkt und in der Wohn-
bauproduktion (großer Bauboom im privaten Wohnbausektor) der letzten 15 
Jahre haben auch in Wien einen Rückgang des leistbaren Wohnens für alle 
verursacht. Das Wohnen wurde nicht nur weniger leistbar, auch die Qualitä-
ten sanken, und der hohe Druck, eine angemessene und leistbare Wohnung 
zu finden, führt zu größeren Ausschließungsmechanismen und steigender 
Diskriminierung auf dem privaten Wohnungsmarkt.3 Die zwei nachstehenden 
Beiträge von Ritt & Verlič und Kössl steuern hier jedoch konstruktive Maßnah-
men bei, um diesen Entwicklungen entgegenzuwirken. Angesicht der multip-
len Krisen und der Komplexität der Herausforderungen sind wir alle gefragt, 
angemessenes Wohnen für alle leistbarer zu machen. Das vorliegende Kapi-
tel, aber auch der gesamte Sammelband liefern transdisziplinäre Ansätze, wie 
das gelingen könnte. 

3	 Am 9.3.2023 fand die Stadttagung: Wohnen für die Vielen, organisiert von der Arbeiterkammer 
Wien, statt. Die steigenden Diskriminierungsmechanismen und andere Benachteiligungen vor allem auf dem 
privaten Wohnungsmarkt wurden hier ausführlich präsentiert und diskutiert (Arbeiterkammer Wien, 2023) 
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